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 Verbraucherpreisindex für

November 2020 (vorläufiges Ergebnis)

Aufgrund der Umstellung auf die Bestimmungen der 

Voranschlags‐ und Rechnungsabschlussverordnung 2015 – 

VRV 2015, BGBl. II Nr. 313/2015, zuletzt geändert durch 

BGBl. II Nr. 17/2018, ab dem Finanzjahr 2020 haben die 

Gemeinden und Gemeindeverbände nach der TGO gem. 

§ 38 VRV 2015 eine Eröffnungsbilanz zum Stichtag 

01.01.2020 zu erstellen und diese im Gemeinderat 

bzw. in der Verbandsversammlung zu beschließen. 

Da die Bestimmung zur Erstellung einer Eröffnungsbilanz 

für Gemeindeverbände nach der TGO anzuwenden ist, 

haben ua. auch Standesamts‐ und Staatsbürgerschafts‐

verbände, Planungsverbände und Alten‐, Wohn‐, und 

Pflegeheime eine Eröffnungsbilanz fristgerecht zu 

erstellen und zu beschließen.

Dabei ist folgendes zu beachten: 

Nach den Bestimmungen der Tiroler Gemeindeordnung ist 

der Gemeinderat bzw. die Verbandsversammlung 

verpflichtet, die Eröffnungsbilanz spätestens bis zum 

Beschluss über den Rechnungsabschluss für das 

Finanzjahr 2020 zu beschließen. Die Eröffnungsbilanz 

ist daher spätestens bis 31. März 2021 zu beschließen.

Es wird in diesem Zusammenhang auch auf die 

Ausführungen in den Merkblättern für die Gemeinden 

Tirols, Ausgabe Juli 2020 Nr. 32 und Ausgabe September

2020 Nr. 45 hingewiesen.

Beschlussfassung der Eröffnungsbilanz:

Für die Beschlussfassung der Eröffnungsbilanz gelten die 

Bestimmungen über die Beschlussfassung des 

Rechnungsabschlusses sinngemäß. Der Entwurf der 

Eröffnungsbilanz ist daher für zwei Wochen im Ge‐

meindeamt bzw. in der Geschäftsstelle zur allgemeinen 

Einsichtnahme aufzulegen. Die Auflage ist jedenfalls für 

die Dauer der Auflagefrist öffentlich kundzumachen. 

Innerhalb der Auflagefrist kann jeder Ge‐

meindebewohner während der Amtsstunden des 

Gemeindeamtes / der Geschäftsstelle in den Entwurf der 

Eröffnungsbilanz Einsicht nehmen und hierzu schriftlich 

Einwendungen erheben. 

Mit dem Beginn der Auflagefrist ist jeder 

Gemeinderatspartei der Entwurf der Eröffnungsbilanz im 

Weg der automationsunterstützten Datenübertragung zu 

übermitteln. Der Entwurf der Eröffnungsbilanz und die 

hierzu erhobenen Einwendungen sind unverzüglich dem 

Gemeinderat bzw. der Verbandsversammlung vorzulegen. 

Der Gemeinderat bzw. die Verbandsversammlung hat die 

Einwendungen bei der Beratung über die Eröffnungsbilanz 

zu behandeln.

1. 

VRV 2015 – Beschlussfassung über die Eröffnungsbilanz bzw. Beschlussfassung
über Änderungen der Eröffnungsbilanz
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Die Eröffnungsbilanz besteht aus dem von der Abteilung 

Gemeinden zur Verfügung gestellten Muster über die 

Festsetzung der Eröffnungsbilanz, aus dem die 

Kundmachungs‐ und Beschlussdaten, die Angaben der 

verwendeten Bewertungsmethoden und Unterschriften 

ersichtlich sind. Dieses Muster kann in der 

Wissensdatenbank zur Gemeindeanwendung abgerufen 

werden. Weitere Bestandteile der Eröffnungsbilanz sind 

der Vermögenshaushalt gem. Anlage 1c VRV 2015, der 

Anlagenspiegel gem. Anlage 6g VRV 2015 unter 

Darstellung der Mittelverwendungs‐ und Mittelauf‐

bringungsgruppen sowie der Anlagenspiegel gem. Anlage 

6g VRV 2015 unter Darstellung jedes einzelnen 

Vermögensgegenstandes der Gemeinde.

Während des Tagesordnungspunktes über die 

Eröffnungsbilanz hat der (erste) Bürgermeister‐

Stellvertreter den Vorsitz im Gemeinderat zu 

übernehmen und das Mandat des Bürgermeisters ist durch 

sein Ersatzmitglied auszuüben.

Beschlussfassung über Änderungen der Eröffnungs‐

bilanz:

Gleich wie die Eröffnungsbilanz ist jede Änderung der 

Eröffnungsbilanz vom Gemeinderat bzw. der Verbands‐

versammlung zu beschließen, d.h., der Entwurf der 

Änderungen der Eröffnungsbilanz ist für zwei Wochen im 

Gemeindeamt bzw. der Geschäftsstelle zur allgemeinen 

Einsichtnahme aufzulegen. Die Auflage ist jedenfalls für 

die Dauer der Auflagefrist öffentlich kundzumachen. 

Innerhalb der Auflagefrist kann jeder Gemeindebewohner 

während der Amtsstunden des Gemeindeamtes / der 

Geschäftsstelle in den Entwurf der Eröffnungsbilanz 

Einsicht nehmen und hierzu schriftlich Einwendungen 

erheben (siehe dazu Beschlussfassung der 

Eröffnungsbilanz). 

Für die Änderung der Eröffnungsbilanz sind die einzelnen 

Buchungsvorgänge, durch die die Eröffnungsbilanz 

geändert wurde, darzustellen. Weiters ist die Anlage 1d 

VRV 2015 ‐ Nettovermögensveränderungsrechnung 

entsprechend zu befüllen. Zur Dokumentation des 

Beschlusses ist das von der Abteilung Gemeinden zur 

Verfügung gestellte Muster über die Festsetzung der 

Änderungen der Eröffnungsbilanz, aus dem die 

Kundmachungs‐ und Beschlussdaten hervorgehen, zu 

verwenden. Dieses Muster kann in der Wissensdatenbank 

zur Gemeindeanwendung abgerufen werden.

Die oben angeführten Bestandteile sind dem 

Gemeinderat / der Verbandsversammlung zur Beschluss‐

fassung vorzulegen.

Es wird empfohlen, die Beschlussfassung über die 

Änderungen der Eröffnungsbilanz bei derselben Sitzung 

unter einem eigenen Tagesordnungspunkt zu beschließen, 

bei der auch der Rechnungsabschluss beschlossen wird. 

Die Änderungen der Eröffnungsbilanz sind dabei vor der 

Beschlussfassung des Rechnungsabschlusses zu behandeln.

Korrekturen von Fehlern und Änderungen von 

Schätzungen in der Eröffnungsbilanz können gem. § 38 

Abs. 8 VRV 2015 bis spätestens fünf Jahre nach deren 

Veröffentlichung (erstmalige Beschlussfassung der 

Eröffnungsbilanz im Gemeinderat bzw. der 

Verbandsversammlung) erfolgen.

Übermittlung der Eröffnungsbilanz und der Änderungen 

der Eröffnungsbilanz an die Gemeindeaufsicht

Die beschlossenen Eröffnungsbilanzen und die 

Änderungen der Eröffnungsbilanzen der Gemeinden und 

Gemeindeverbände sind in Papierform an die 

Bezirkshauptmannschaft und in elektronischer Form (pdf) 

in der Gemeindeanwendung 3.0 zu übermitteln.

Übermittlung in Papierform:

Gemeinden bis 5.000 Einwohner – Übermittlung von einer 

Ausfertigung in Papierform

Gemeinden über 5.000 Einwohner – Übermittlung von 

zwei Ausfertigungen in Papierform

Gemeindeverbände – Übermittlung von einer Ausfertigung 

in Papierform

Elektronische Übermittlung:

Die beschlossene Eröffnungsbilanz und die beschlossenen 

Änderungen der Eröffnungsbilanz des jeweiligen 

Finanzjahrs sind in elektronischer Form (pdf) in der 

Gemeindeanwendung 3.0 (Gemeindeanwendung neu) 

unter dem Vorgang Erhebung – GHD/GVB ‐ GHD/GVB Jahr 

– Dokumente ‐ zu hinterlegen. Durch das Hochladen des 

pdf‐Dokuments ist die Übermittlung abgeschlossen. Die 

Weiterleitung des Vorganges ist erst nach dem Hochladen 

der endgültigen Rechnungsabschlussdaten (GHV/GVB) 

vorgesehen. 

Es wird empfohlen, die elektronische Übermittlung der 

Eröffnungsbilanz zeitgleich mit der Übermittlung in 

Papierform durchzuführen.
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Am 17.12.2020 wurde mit LGBl. Nr. 132/2020 die 

Bauunterlagenverordnung 2020 kundgemacht. Sie ersetzt 

seit 18.12.2020 die bisherige Planunterlagenverordnung 

aus dem Jahr 1998. Aus EU‐rechtlicher Sicht ist seitens 

des Landesgesetzgebers damit der letzte noch offene Teil 

der Umsetzung der Änderung der Gebäuderichtlinie aus 

dem Jahr 2018 abgeschlossen worden. 

Im Folgenden werden die wesentlichen Neuerungen bzw. 

Ergänzungen der Bauunterlagenverordnung 2020 

gegenüber der Planunterlagenverordnung 1998 

dargestellt:

Bezeichnung der Verordnung

Nachdem die für ein Bauverfahren erforderlichen 

Unterlagen sowohl aus textlichen Teilen (zB 

Baubeschreibung) als auch aus Plänen (zB Lagepläne) 

bestehen und der Begriff „Planunterlagen“ insofern 

lediglich einen Teil des vorzulegenden Konvoluts abbildet, 

wurde aus Gründen inhaltlicher Präzisierung der Begriff 

„Bauunterlagenverordnung“ gewählt, welcher als Begriff 

für alle Unterlagen für ein Bauvorhaben angesehen 

werden kann. Ein weiterer Grund für die 

Bezeichnungsänderung war, dass die Bezeichnungen 

„Planunterlagenverordnung“ und „Plangrundlagen‐

verordnung“ des Öfteren zu Verwechslungen geführt 

haben.

Übernahme der Neudefinition des Begriffs „größere 

Renovierung“

Der in der Planunterlagenverordnung 1998 verwendete 

Begriff „umfassende Sanierung“ wird mit der 

Bauunterlagenverordnung 2020 durch den Begriff 

„größere Renovierung“ ersetzt. Gemäß § 2 Abs. 27 Tiroler 

Bauordnung 2018 – TBO 2018, LGBl. Nr. 28/2018, idF 

LGBl. Nr. 134/2020, wird eine größere Renovierung wie 

folgt definiert: Eine größere Renovierung ist eine 

Renovierung eines Gebäudes, bei der mehr als 25 v. H. 

der Oberfläche der Gebäudehülle einer Renovierung 

unterzogen werden, es sei denn, die Gesamtkosten der 

Renovierung der Gebäudehülle und der 

gebäudetechnischen Systeme betragen höchstens 25 v. H. 

des Gebäudewertes, wobei der Wert des Grundstücks, auf 

dem das Gebäude errichtet wurde, nicht mitzurechnen 

ist. Die Übernahme dieses Begriffes war deshalb 

notwendig, um eine Vereinheitlichung mit den sonstigen 

immanenten Bauvorschriften zu erhalten.

Anpassung des Erfordernisses zur Beifügung eines 

Energieausweises

Die Vorlage des Energieausweises ist wie bereits bisher 

bei bewilligungspflichtigen Neubauten immer 

vorgeschrieben. Bei Zubauten und größeren 

Renovierungen in Zusammenhang mit Umbauten und 

sonstigen Änderungen von Gebäuden, wenn durch die 

Maßnahme konditionierte Räume neu geschaffen werden. 

Neu ist hierbei das Erfordernis eines Energieausweises bei 

Zubauten insofern konditionierte Räume geschaffen 

werden. Zu beachten sind aber jedenfalls die Ausnahmen 

nach § 23 Abs. 3 TBO 2018. Zusätzlich haben alle 

Energieausweise ein Formblatt nach dem Muster der 

Anlage 6a im Sinne des § 34 Abs. 1 Technischen 

Bauvorschriften 2016 – TBV 2016, LGBl. Nr. 33/2016, idF 

LGBl. Nr. 61/2020, zu enthalten.

Einbeziehung des Erfordernisses zur Durchführung 

einer Alternativenprüfung

Bei Neubauten und größeren Renovierungen von 

Gebäuden ist die rechtliche, technische, ökologische und 

wirtschaftliche Realisierbarkeit des Einsatzes von 

hocheffizienten alternativen Systemen in einem 

Formblatt, welches dem Muster der Anlage 6b der TBV 

2016 zu entsprechen hat, zu dokumentieren und den 

Bauunterlagen anzufügen. Die rechtliche Grundlage für 

die Alternativenprüfung stellt hierbei § 35a Abs. 1 TBV 

2016 dar. Durch die Vorschreibung der Vorlage einer 

Alternativenprüfung wird der unionsrechtlichen 

Verpflichtung nach Art. 6 und Art. 7 der Gebäuderichtlinie 

entsprochen.

Klarstellung der erforderlichen Bauunterlagen für 

anzeigepflichtige Bauvorhaben

Gemäß § 31 Abs. 5 TBO 2018 müssen Planunterlagen von 

einer dazu befugten Person oder Stelle verfasst werden. 

Gleichzeitig wurde in § 4 Abs. 1 lit. b Planunterlagen‐

verordnung 1998 für anzeigepflichtige und sonstige 

2. 

Bauunterlagenverordnung 2020
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Bauvorhaben lediglich eine zumindest schematische oder 

skizzenhafte Darstellung der baulichen Anlage gefordert, 

womit den Inhaltserfordernissen einer Bauanzeige auch 

mit einer bloß laienhaften Zeichnung oder einem 

Verkaufsprospekt (zB Schwimmbad) Genüge getan werden 

konnte. Durch diese weit auslegbare Formulierung in der 

Planunterlagenverordnung 1998 wurde § 31 Abs. 5 TBO 

2018 konterkariert und führte in der Praxis immer wieder 

zu Unsicherheiten/Unklarheiten von Seiten der 

Baubehörden, wie diese Vorgabe nun umzusetzen ist. 

Deshalb wird nunmehr auch bei bloß anzeigepflichtigen

Bauvorhaben und sonstigen Vorhaben gemäß § 4 Abs. 1 lit. 

b Bauunterlagenverordnung 2020 die Vorlage einer 

zumindest maßstäblichen Darstellung der baulichen 

Anlage vorgeschrieben.

Darüber hinaus erfolgten textliche sowie geringfügige 

Zitatanpassungen hinsichtlich der aktuellen Tiroler 

Bauordnung 2018. 

Mag. Steiner/Mag. Neururer

Abteilung Bau‐ und Raumordnungsrecht
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4. 

Abgabenertragsanteile der Gemeinden Jänner 2021
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VERBRAUCHERPREISINDEX
FÜR NOVEMBER 2020

(vorläufiges Ergebnis)

Index der Verbraucherpreise 2015

Basis: Durchschnitt 2015 = 100

Index der Verbraucherpreise 2010

Basis: Durchschnitt 2010 = 100

Index der Verbraucherpreise 2005

Basis: Durchschnitt 2005 = 100

Index der Verbraucherpreise 2000

Basis: Durchschnitt 2000 = 100

Index der Verbraucherpreise 96

Basis: Durchschnitt 1996 = 100

Index der Verbraucherpreise 86

Basis: Durchschnitt 1986 = 100

Index der Verbraucherpreise 76

Basis: Durchschnitt 1976 = 100

Index der Verbraucherpreise 66

Basis: Durchschnitt 1966 = 100

Index der Verbraucherpreise I

Basis: Durchschnitt 1958 = 100

Index der Verbraucherpreise II

Basis: Durchschnitt 1958 = 100

November 2020

(vorläufig)

108,8

120,4

131,9

145,8

153,4

200,6

311,8

547,3

697,3

699,6

Oktober 2020

(endgültig)

108,6

120,2

131,6

145,5

153,1

200,3

311,2

546,3

696,0

698,3

Der Index der Verbraucherpreise 2015 (Basis: Jahresdurchschnitt 2015 = 100) für den 

Kalendermonat November 2020 beträgt 108,8 (vorläufige Zahl) und ist somit gegenüber dem 

Stand für den Vormonat Oktober 2020 um 0,2 Punkte gestiegen (Oktober 2020 gegenüber 

September 2020 + 0,1 Punkte). Gegenüber November 2019 ergibt sich eine Steigerung um 1,4 

Punkte (+ 1,3 %), für Oktober 2020/2019 ebenfalls um 1,4 Punkte (+ 1,3 %).
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